
 

 

Vorabkommentierung 

zur 3. AG-Sitzung „SGB VIII: Mitreden - Mitgestalten“ 

(4. April 2019) 

Unterbringung junger Menschen außerhalb der eigenen Familien: 

Kinderinteressen wahren – Eltern unterstützen – Familien stärken 

der AGJ-Gesamt-AG SGB VIII 

 

Die AGJ begrüßt die erneut eingeräumte Möglichkeit, in dem aktuellen Beteiligungs- und 

Dialogprozess zur Modernisierung der Kinder- und Jugendhilfe ihre fachliche Sichtweise 

einzubringen. Die zeitliche Vorgabe von einer Woche für die Erstellung dieser 

Vorabkommentierung, unterläuft – trotz allen guten Willens der Beteiligten – die Möglichkeit 

sich auf eine adäquate Art und Weise mit diesen für die Kinder- und Jugendhilfe so 

hochbedeutsamen Themenfeldern auseinanderzusetzen und sie in angemessener Weise 

innerhalb der eigenen Strukturen zu diskutieren. Der Geschäftsführende Vorstand der AGJ 

und die AGJ-Geschäftsführung dankt den Mitgliedern der AGJ-Gesamt-AG, die sich 

dennoch engagiert in die Erstellung dieser Vorabkommentierung eingebracht haben. Die 

AGJ-Gesamt-AG setzt sich aus den von der AGJ entsandten Mitglieder der Bundes-AG, 

deren Stellvertretungen sowie den Mitgliedern der AGJ-AG „Reformprozess SGB VIII“ 

zusammen. Zwischen diesen Personen wurde die Vorabkommentierung abgestimmt, ohne 

dass hierdurch einer später im AGJ-Vorstand beschlossenen Stellungnahme 

vorweggegriffen wird. Die Diskussion um die im Kontext der bevorstehenden Sitzung der 

Bundes-AG „SGB VIII: Mitreden – Mitgestalten“ aufgeworfenen Fragen ist damit keinesfalls 

als abgeschlossen zu betrachten. 

Bereits an dieser einführenden Stelle möchte die AGJ-Gesamt-AG ausdrücklich daraufhin 

weisen, dass die überwiegenden Ausführungen im Arbeitspapier zu den 

Handlungsoptionen zu vage bleiben, um hierzu fundierte fachliche Einschätzungen 

abzugeben. Zu betonen ist dabei, dass eine Vielzahl der deutlich gewordenen 

Regelungsziele als Intention fachlich durchaus zu begrüßen sind. Je nach konkreter 

Gestaltung der Normen wären aber unterschiedliche Wirkungen zu erwarten. Erschwerend 

kommt hinzu, dass ein Teil der Ausführungen auf eher fachliche Impulse durch 

Förderprogramme o.ä. hindeuten, ohne dass deren Einordung, Ausgestaltung oder Umfang 

klar wird. Auf ein Eingehen auf jeden einzelnen der Vorschläge wird daher im Folgenden 

verzichtet und vielmehr versucht Gesamtlinien hervorzuheben. 

Bereits grundsätzlich zu hinterfragen bleibt vor dem Hintergrund der Vielzahl von 

Vorschlägen zudem, wieviel Wirkkraft Rechtsetzung zugeschrieben wird. Die AGJ warnt 

insofern vor einer Überfrachtung des Gesetzes, die gerade im sensiblen Bereich der 

Hilfeplangestaltung auch zu einer Formalisierung des Beratungs- und 
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Verständigungsprozesses statt zu dessen Qualifizierung führen kann. Aus diesem Grund 

braucht es zielgerichtete rechtliche Impulse, die so im Arbeitspapier noch nicht deutlich 

werden (vgl. hierzu AGJ-Positionspapier 2018 „Recht wird Wirklichkeit – von den 

Wechselwirkungen zwischen Sozialer Arbeit und Recht“ unter 

https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2018/Recht_wird_Wirklichkeit.pdf). 

Eine Stärkung der Rechte der Adressatinnen und Adressaten ist ebenso wie eine 

Absicherung fachlicher Standards prinzipiell begrüßenswert, auch deren Gestaltung muss 

jedoch sorgfältig abgewogen werden. Inwiefern allein die Betonung, dass bestehende 

Rechte auch tatsächlich zu beachten sind, zu einer erhöhten Umsetzung führt, wäre zu 

diskutieren. Die AGJ-Gesamt-AG bittet um einen höheren Konkretisierungsgrad in 

künftigen Arbeitspapieren. Auch sollten Bezüge zwischen einzelnen Vorschlägen 

unterschiedlicher TOPs deutlicher hervorgehoben werden. Es wäre z. B. hilfreich gewesen, 

wenn es nicht der Spekulation überlassen würde, ob bzw. inwiefern das Ziel der Stärkung 

von Beteiligungsmöglichkeiten unterschiedlicher Adressatengruppen durch einen 

zusammengefassten Rechtsatz gewollt und folglich keine Zersplitterung im Gesetz zu 

befürchten ist. Bislang lässt die Fassung des Arbeitspapiers befürchten, dass eine 

gutgemeinte, aber für fachliche Entwicklung möglicherweise kontraproduktive 

Überfrachtung des SGB VIII Ergebnis sein könnte. 

 

Zu TOP 1 – Beteiligung, Beratung und Unterstützung der Eltern 

I. Stärkung der Beteiligung der Eltern am Hilfeprozess 

II. Stärkung der Unterstützung der Eltern 

Die AGJ-Gesamt-AG befürwortet fachlich die Intention der Stärkung der 

Beteiligungsmöglichkeiten der Adressatinnen und Adressaten der Kinder- und Jugendhilfe 

als einen zentralen Wirkfaktor gelingender Hilfebeziehungen. Dabei sind neben den unter 

diesem TOP angesprochenen Herkunftseltern, immer auch Pflegeeltern und andere enge 

Bezugspersonen, insbesondere aber auch eine Beteiligung der jungen Menschen selbst in 

den Blick zu nehmen. 

Es leuchtet ein, wenn das Arbeitspapier Vorschläge in diese Richtung macht. Solche sind 

fachlich grundsätzlich immer wert, diskutiert zu werden. Auch in diesem Kontext der 

Beteiligung treten die bereits in den einführenden Anmerkungen dieser 

Vorabkommentierung dargestellten Bedenken hinsichtlich der Wirkmacht von 

Rechtsänderungen deshalb jedoch nicht in den Hintergrund. So enthält das SGB VIII 

bereits in seiner jetzigen Fassung z. B. eine Pflicht zur Aufklärung. Auch ist Beratung, 

Elternarbeit oder eine ambulante Hilfe parallel zur Fremdunterbringung möglich, ohne dass 

diese Möglichkeiten tatsächlich bisher hinreichend wahrgenommen werden. Die AGJ hält 

es für sinnvoll, den Eltern einen Rechtsanspruch auf Beratung und Unterstützung 

einzuräumen und dabei die Möglichkeit paralleler Hilfen, so sie geeignet und notwendig 

sind, ausdrücklich zuzulassen. 

Für eine vermehrte Beteiligung der Adressatinnen und Adressaten in der Praxis dürfte 

gesetzlich nur eine Vorschrift mit Ausstrahlungswirkung förderlich sein, die darauf 

https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2018/Recht_wird_Wirklichkeit.pdf
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verzichtet, kleinteilig und vermeintlich chronologisch Beteiligungsaspekte als 

Verfahrensnorm durchzuregulieren. Die AGJ verspricht sich eine stärkere fachliche 

Rezeption durch die Praxis folglich nicht durch seitenlange Vorgaben im Gesetz, das nicht 

versuchen sollte, spezifische und detaillierte fachliche Handlungsanweisungen zu ersetzen. 

Eine Konkretisierung des § 36 SGB VIII sollte deshalb eine Verdeutlichung der Aufgaben 

gegenüber der Praxis anstreben, etwa durch die pointierte Aussage, dass die 

Adressatinnen und Adressaten in den Prozess jeder Entscheidungsfindung fortlaufend 

einzubeziehen sind. Dabei muss insbesondere deutlicher als bisher werden, dass neben 

der kooperativen Ausgestaltung der Hilfen auch auf fachliche Verfahren und Standards zur 

Beteiligung bei Ermittlung des Hilfebedarfs hinzuwirken ist – sowohl zu Beginn als auch bei 

der Fortentwicklung im Hilfeverlauf. Gleiches gilt bereits für den Prozess des Clearings der 

erst unter TOP 6 angesprochenen Inobhutnahme. 

Noch wird tatsächlich gerade jungen Volljährigen sowie Eltern nach einer 

Fremdunterbringung zu häufig vorgeworfen, sich nicht selbst aktiv genug einzubringen. Hier 

wird allerdings vor allem ein Ressourcenproblem deutlich, dass allein durch eine 

Gesetzesänderung nicht angegangen werden kann. Zu den Aufgaben der Kinder- und 

Jugendhilfe gehört es, behinderungs-, einstellungs- und sprachbedingte Barrieren von 

Beteiligung zu überwinden, was neben Aufklärung auch eine Anpassung der Gesprächs- 

und Hilfebedingungen und ein stetiges Werben oder die Verdeutlichung „offener Türen“ 

braucht. Studien zur Beteiligung zeigen, dass Vieles möglich wird, wenn es auch ernsthaft 

gewollt ist. Allerdings gelingt Beteiligung nicht unter engen zeitlichen und stark 

standardisierten Vorgaben. 

Da bislang die Beteiligung nichtsorgeberechtigter Eltern gesetzlich tatsächlich nicht 

geregelt ist, würde eine ausdrückliche Erwähnung dieser als Adressatengruppe von der 

AGJ-Gesamt-AG begrüßt. Auch ein Wiederaufgreifen des § 37a SGB VIII-KJSG wird positiv 

gesehen. An dem Beispiel dieser Norm kann jedoch gezeigt werden, dass die 

Einzelbewertung der Vorschläge kaum möglich ist. Denn es wird z.B. der Bezug der 

Vorschläge unter TOP 1 I 3, II 1 und II 2 nicht klar: Beim ersten wird eine Adressatengruppe 

expliziert (Beteiligung nichtsorgeberechtigter Eltern), beim zweiten u.a. für diese ein 

Rechtsanspruch auf Unterstützung und Beratung bei Fremdunterbringung und beim dritten 

eine parallele Verfahrensbestimmung vorgeschlagen (konzeptionelle 

Umsetzungsüberlegungen und -festlegungen in der Hilfeplanung). Einzelbewertungen der 

Vorschläge sind kaum möglich. Jeder Vorschlag für sich mag sinnvoll sein, alles 

gemeinsam schränkt die jeweilige Wirkkraft möglicherweise wieder ein und wird 

„geduldiges Papier“. Zudem sind neben den unter diesem TOP angesprochenen 

(Herkunfts-)Eltern, eben auch stets die jungen Menschen selbst in den Blick zu nehmen. 

Die Bezüge zu den weiteren TOPs des Arbeitspapiers bleiben bislang aber ebenfalls unklar. 
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Zu TOP 2 – Schutz kindlicher Bindungen bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie 

I. Sicherung der Kontinuität (Perspektivklärung / Stabilität für das Kind oder den 

Jugendlichen) 

Auch hinsichtlich der Ausführungen und Vorschläge im Arbeitspapier zu TOP 2 möchte die 

AGJ-Gesamt-AG auf die einführenden grundsätzlichen Hinweise verweisen. Sowohl die 

prozesshafte Perspektivklärung als auch die Sicherstellung stabiler 

Beziehungserfahrungen sind fachlich deutlich zu begrüßende Ziele. Wiederum bleiben aber 

die Vorstellungen des BMFSFJ zur gesetzlichen Umsetzung dieser Ziele zu vage für eine 

konkrete Bewertung. 

Die besondere Sensibilität dieses Themenfeldes wurde in der letzten Legislaturperiode 

auch durch den öffentlich ausgetragenen Konflikt zwischen den Koalitionsparteien bei der 

Bewertung des damaligen Vorschlags einer Dauerverbleibensanordnung (§ 1631 Abs. 4 

BGB-RegE) deutlich. Dieser Konflikt führte auch dazu, dass selbst von den allseits 

begrüßten ausdifferenzierten Beratungs- und Unterstützungsansprüche für Eltern und 

Pflegeeltern (§§ 37, 37a SGB VIII-KJSG-RegE) Abstand genommen wurde. 

Die AGJ-Gesamt-AG fordert die politisch Verantwortlichen an dieser Stelle auf, 

Möglichkeiten eines über familiengerichtliche Entscheidungen abgesicherten 

kontinuierlichen Verbleibs unter Einschluss von Alternativen zur 

Dauerverbleibensanordnung auszuloten. Zivilrechtliche Anreize zu Herkunftselternarbeit 

können auch jenseits eines jederzeitigen Herausgabeanspruchs von 

Personensorgeberechtigten gesetzt werden. In Betracht kommt z. B. die familiengerichtlich 

bestätigte, von allen Seiten getragene Entscheidung über den Dauerverbleib (also von 

Kind, Herkunftseltern, Pflegeeltern und Jugendamt). Zu begrüßen wäre daneben eine 

Umgestaltung der Regelung zum jederzeitigen Herausgabeanspruch (§ 1632 Abs. 1 BGB), 

wonach dann eine Herausgabe des Kindes im Konfliktfall beim Familiengericht zu 

beantragen ist, wenn das Kind bereits einen bestimmten Zeitraum in der Pflegefamilie lebt. 

Dieser Zeitraum ist im politischen Prozess festzulegen – in den Niederlanden wurde z. B. 

der einjährige Verbleib in der Pflegefamilie gewählt. Beide Möglichkeiten helfen eine 

Balance zwischen dem Recht der Eltern auf das Zusammenleben mit ihrem Kind und dem 

Recht des Kindes auf Schutz seiner Beziehungen und Bindungen, eine verlässliche Prüfung 

der Kindeswohlgefährdungsgrenzen und die Festlegung eines geordneten Übergangs 

herzustellen. 

Das Beispiel Schutz kindlicher Bindungen und Einbeziehung der kindlichen Perspektive 

macht besonders deutlich, dass es Raum für vertieften fachlichen Austausch und das 

Durchdenken alternativer Regelungsideen braucht. 

Es gibt Hinweise, dass das Risiko von Abbrüchen in Pflegeverhältnissen steigt, wenn von 

Pflegefamilien stark kompensatorische und verhaltensändernde Leistungen erwartet 

werden. Die o. g. Lösungsvorschläge zur Dauerverbleibensanordnung reichen zur 

Begegnung dieses Problems nicht. Hier scheint es wichtiger durch fachliches Handeln zur 

Konfliktreduktion beizutragen und zu helfen, dass sich ein sogenanntes Arbeitsbündnis 

zwischen Pflegefamilien und leiblichen Eltern entwickelt. 
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Warum wird zudem etwa der problematische Zuständigkeitswechsel nach § 86 Abs. 4 

SGB VIII im Arbeitspapier nicht zum Thema gemacht? Der dort festgelegte 

Zuständigkeitswechsel nach zwei Jahren Verbleib in der Pflegefamilie führt in der Praxis zu 

den mit Abstand meisten Wechseln der örtlichen Zuständigkeit im Bereich des SGB VIII 

und damit in einer Vielzahl von Fällen zu Problemen, weil gefundene Verständigungen und 

eine eingespielte Aufgabenwahrnehmung zwischen Personensorgeberechtigten, 

fallzuständiger Jugendamtsfachkraft, Pflegekinderdienst, Pflegefamilie und dem jungen 

Menschen erneut in Frage gestellt werden. 

Bisher noch gar nicht Erwähnung gefunden hat ferner der für die Praxis hochrelevante 

Aspekt der Geschwisterbindungen/-beziehungen. Oft haben junge Menschen bereits 

Sorgeaufgaben für ein oder mehrere Geschwisterkinder übernommen. Das zu 

berücksichtigen, kann sowohl bei einer gleichzeitigen Fremdunterbringung als auch bei 

Verbleib eines Geschwisterkindes in der (Herkunfts-)Familie für die betroffenen jungen 

Menschen hochbedeutsam sein. Einerseits sind Möglichkeiten der gemeinsamen 

Unterbringung, andererseits die Sorge um die Situation des Geschwisterkindes und den 

Kontakt zu diesem zu berücksichtigen. Es geht um Ressourcenfragen, aber auch die 

Einbeziehung dieser Perspektive in die Hilfeplanung, die teils zu stark am Kind als 

Einzelperson orientiert ist. 

 

II. Pflegekinder mit Behinderung 

Die AGJ setzt sich seit vielen Jahren für die Einführung einer Gesamtzuständigkeit unter 

dem Dach des SGB VIII ein. Das Arbeitspapier verstehen wir als Ankündigung detaillierter 

Regelungsvorschläge für die letzte AG-Sitzung. Gerade auch in Anbetracht der zu 

beachtenden Zeitläufe der Legislaturperiode ist eine konkrete Debatte unbedingt 

notwendig. 

Im Hinblick auf die Situation von Pflegekindern mit Behinderung sind – als Vorschritt zur 

Gesamtzuständigkeit – rechtliche Veränderungen zur verbesserten fachlichen Einbindung 

in das System des Pflegekinderwesens der Kinder- und Jugendhilfe bereits jetzt dringendes 

Gebot. Wie das im Arbeitspapier vorgeschlagene „Fallmanagement“ unter 

Berücksichtigung der SGB IX-Vorgaben das leisten können soll und wie es aussehen kann, 

bleibt ebenso wie die vorgesehene bessere Planung des Übergangs ins 

Erwachsenensystem völlig unklar, weshalb eine Bewertung dieses Vorschlags hier nicht 

möglich erscheint. 

Ziel muss es sein, einen Unterstützungsstand auf dem fachlichen Niveau der Kinder- und 

Jugendhilfe zu etablieren und Zuständigkeitsstreitigkeiten abzubauen. Eine Klarstellung, 

dass Familienpflege nach § 54 Abs. 3 SGB XII/§ 80 SGB IX auch unter den durch die 

Jugendämter zu gewährenden Beratungs- und Unterstützungsanspruch des § 37 Abs. 2 S. 

1 SGB VIII fällt (TOP 4 Vorschlag 3), dürfte dabei kontraproduktiv sein. Es ist zu befürchten, 

dass dies nur zu (weiteren) Streitigkeiten zwischen den öffentlichen Trägern der 

Eingliederungshilfe und den Jugendämtern führt – sehenden Auges würde eine „doppelte 

Zuständigkeit“ etabliert. Bereits jetzt ist hochumstritten, inwieweit fachspezifische 
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Begleitung zum Umfang der Hilfe selbst und inwieweit zu einem „begleitenden“ 

Unterstützungs- und Beratungsanspruch gehört. 

Wirklich sinnvoll wäre für Pflegefamilien für Kinder mit und ohne Behinderung, wenn im 

jeweiligen Sozialgesetzbuch ein ausdrücklicher Anspruch auf fachspezifische Begleitung 

durch einen geeigneten Pflegekinderfachdienst verankert würde (dazu auch unter TOP 4). 

Solange die Gesamtzuständigkeit unter dem Dach des SGB VIII noch nicht eingeführt ist, 

braucht es eine Klarstellung, dass sich der Träger der Eingliederungshilfe auch im Rahmen 

seiner Zuständigkeit an den fachlichen Standards der Jugendhilfe zu orientieren hat. Je 

nach Ausformung vor Ort kann das durch die Inanspruchnahme eines im Jugendamt 

angesiedelten, kommunalen Pflegekinderdienstes im Wege der Amtshilfe erfolgen. Auch 

über die Inanspruchnahme eines Pflegekinderdienstes in freier Trägerschaft ließe sich die 

Einhaltung fachlicher Standards sicherstellen. Hier ist eine Gültigkeit der Vereinbarungen 

nach § 77 SGB VIII (bzw. §§ 78a ff SGB VIII bei Aufgreifen des Vorschlags 2 unter TOP 4) 

auch für den Träger der Sozialhilfe festzuschreiben. Orientierung für ein solches Modell 

könnte § 75 Abs. 5 SGB XII bieten, wonach sich bei der Inanspruchnahme von 

Pflegeeinrichtungen durch einen Sozialhilfeträger Art, Inhalt, Umfang und Vergütung nach 

den SGB XI-Vereinbarungen richten. Diese sind im Einvernehmen mit dem Sozialhilfeträger 

abzuschließen, werden damit aber unter Einbeziehung der fachlichen Expertise des 

Jugendamtes verhandelt. Es ist dringend geboten, die derzeit in der Praxis bei 

Pflegekindern mit Behinderung wahrzunehmenden Standardabsenkungen der Dienste zu 

verhindern. 

Aus Sicht der AGJ-Gesamt-AG sind zudem Entlastungsmöglichkeiten von (Pflege-

)Familien von Kindern mit Behinderung dringend anzustreben. Gleiches gilt für die offenbar 

intendierte Gegensteuerung zu qualitativen Absenkungen allein in Folge eines 

Zuständigkeitswechsels ins System der Eingliederungshilfe trotz gleichgebliebenem 

Bedarf. Es braucht Festlegungen, die eine Hilfekontinuität für Wechsel von der Kinder- und 

Jugendhilfe in die Sozial-/Eingliederungshilfe, aber auch Hilfekontinuität über die 

Volljährigkeit hinaus absichert. Die Beschreibung des Handlungsbedarfs auf Seite 15 des 

Arbeitspapiers sind hier durchaus treffend. Leider werden diese drei Problempunkte in den 

Handlungsoptionen des Arbeitspapiers bislang aber nicht aufgegriffen, sie sind aus Sicht 

der AGJ daher spätestens in der 5. AG-Sitzung zu erörtern. Auch hier könnte über die 

(fortbestehende) Gültigkeit der SGB VIII-Vereinbarungen als Lösungsweg nachgedacht 

werden. Jeder dieser drei Aspekte betrifft neben Pflegefamilien auch alle anderen Familien 

von Kindern mit Behinderung. 

 

Zu TOP 3 – Unterstützung bei der Verselbstständigung, Übergangsgestaltung 

I. Übergangsgestaltung 

II. Unterstützungsbedarf in der Übergangssituation im Erwachsenenalter 

III. Kostenheranziehung 

Auch zu den in diesem Abschnitt des Arbeitspapiers enthaltenen Vorschlägen weist die 

AGJ-Gesamt-AG auf die in den einführenden Anmerkungen dieser Vorabkommentierung 
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dargestellten Bedenken hin. Die Intention einer Akzentuierung der fachlichen Aufgabe, 

Perspektiven prozesshaft zu erarbeiten und auf abgestimmte, flüssige Übergänge 

hinzuwirken, wird begrüßt. Dennoch kommt es wiederum auf die konkrete Gestaltung einer 

solchen Norm an, damit diese nicht z. B. zu einer starren und damit nicht mehr 

bedarfsgerechten Umsetzung in der Praxis führt. 

Eine Federführung des Jugendamts bei der Klärung der Zuständigkeit erscheint in der 

Praxis nicht durchsetzbar. Sozialleistungsträger, aber auch Schulen bestehen auf ihre 

Prüfhoheit hinsichtlich der eigenen Zuständigkeit und damit ihrer Leistungs- und 

Finanzierungsverantwortung. Davon zu unterscheiden ist die frühzeitige Einbindung und 

Kooperation bei der Hilfeplanung, zu der allseitig verpflichtet und für die eine federführende 

Koordination des Beteiligungsprozesses bestimmt werden kann. Umso bedeutsamer ist 

eine korrespondierende, gesetzliche Pflicht der anderen Sozialleistungsbehörden in den 

betreffenden Sozialleistungsgesetzen, an der von den Jugendämtern einberufenen 

Übergangsplanung teilzunehmen. 

Noch wichtiger erscheint es der AGJ-Gesamt-AG aber, die Rechtstellung von Care Leavern 

zu stärken. Keinesfalls darf hinter die in § 94 Abs. 6 SGB VIII-KJSG vorgezeichneten 

Änderungen bei der Kostenheranziehung junger Menschen zurückgefallen werden. 

(Beitragssenkung auf 50% und Schonbeträge). Die AGJ-Gesamt-AG schließt sich insofern 

den Forderungen der Care Leaver nach einer vollständigen Befreiung von der Kostenlast 

an (vgl. Berliner Erklärung 2019 „Rechtsanspruch Leaving Care“ unter: https://www.uni-

hildesheim.de/media/fb1/sozialpaedagogik/Forschung/Gut_begleitet_ins_Erwachsenenleben/Berliner_Erkla__

rung_Rechtsanspruch_Leaving_Care_18032019.pdf). 

Der pauschalen Behauptung des Arbeitspapiers, die Voraussetzungen des § 41 SGB VIII 

seien zu unpräzise, wird deutlich entgegengetreten. Entscheidend ist, ob die Hilfe für die 

Persönlichkeitsentwicklung und zur Verselbstständigung noch erforderlich ist. Bereits seit 

langem fordert die AGJ allerdings, die Zuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe im 

Rahmen des § 41 SGB VIII verbindlicher zu gestalten. Dabei sollte der 

Regelrechtsanspruch für die Altersgruppe von 18 bis 23 in einen zwingenden individuellen 

Rechtsanspruch bei entsprechendem Bedarf der jungen Volljährigen umgestaltet werden. 

Die Fortsetzungsoption in begründeten Einzelfällen des § 41 Abs. 1 S. 2 Halbs. 2 SGB VIII 

ist zu bewahren und durch eine Coming back-Option für Care Leaver zu ergänzen. 

Jugendstudien verweisen ebenso wie Forschung zu veränderten Reifeprozessen für eine 

eigenständige Lebensführung darauf, dass junge Menschen heute ein höheres Alter bei 

einem Auszug haben als zu Zeiten des JWG oder bei Erlass des KJHG/der Einführung des 

SGB VIII. Argumentationen, die dies verneinen und pauschal eine frühere Beendigung von 

Hilfe fordern, sind insbesondere als Versuch einer Kostenfolgebegrenzung zu sehen. Sie 

berücksichtigen nicht hinreichend, dass eine verfrühte Hilfebeendigung die Nachhaltigkeit 

von Hilfeerfolgen stark gefährdet. Problemanzeigen aus der Praxis machen deutlich, dass 

derzeit (allerdings wiederum wohl insbesondere aus Ressourcengründen) nicht hinreichend 

die Absicherung eines stabilen Lebensumfelds zur Erreichung von Bildungsabschlüssen 

beachtet wird und die betroffenen jungen Menschen zudem eher auf nichtakademische 

Ausbildungsgänge verwiesen werden. Beides ist aus Sicht der AGJ-Gesamt-AG nicht 

akzeptabel und wird auch unter TOP 5 IV (Bildungsauftrag in der Heimerziehung) nicht 

https://www.uni-hildesheim.de/media/fb1/sozialpaedagogik/Forschung/Gut_begleitet_ins_Erwachsenenleben/Berliner_Erkla__rung_Rechtsanspruch_Leaving_Care_18032019.pdf
https://www.uni-hildesheim.de/media/fb1/sozialpaedagogik/Forschung/Gut_begleitet_ins_Erwachsenenleben/Berliner_Erkla__rung_Rechtsanspruch_Leaving_Care_18032019.pdf
https://www.uni-hildesheim.de/media/fb1/sozialpaedagogik/Forschung/Gut_begleitet_ins_Erwachsenenleben/Berliner_Erkla__rung_Rechtsanspruch_Leaving_Care_18032019.pdf
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hinreichend aufgegriffen, da die Verantwortung bei der Leistungsgewährung in den 

Vorschlägen dort ausgeblendet bleibt. Bei den Übergangsplanungen muss deutlich sein, 

dass junge Menschen ohne Ausbildungs- und Bildungsperspektive nicht ohne weiteres in 

die Eigenständigkeit entsandt werden dürfen. Selbst bei positiver Prognose der 

Persönlichkeitsentwicklung braucht es u. a. zur Stabilisierung in Krisen eine verlässliche 

Weiter-/Nachbetreuung durch die Kinder- und Jugendhilfe (vgl. auch AGJ-Positionspapier 

„Wer passt hier nicht zu wem? Sozial benachteiligte und individuell beeinträchtigte junge 

Menschen und die Förderangebote im Übergang Schule-Beruf“ unter 

https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2018/Wer_passt_hier_nicht_zu_wem__003_.pdf). 

Die AGJ-Gesamt-AG begrüßt ausdrücklich das Aufgreifen von Vorschlägen nach einem 

eigenständigen Leaving-Care-Anspruch und der Etablierung offener Anlaufstellen für Care 

Leaver. Diese sind entsprechend der Forderungen der sog. Berliner Erklärung der Care 

Leaver auszugestalten, so dass im Vorschlag II 3 (Leaving-Care-Anspruch), die II 1 

(verbindlichere Ausgestaltung des Nachbetreuungsanspruchs in § 41 Abs. 3 SGB VIII) und 

des Vorschlags II 3 (regelmäßige Kontaktierungspflicht des Jugendamts) erfasst wäre. 

Dringend bittet die AGJ-Gesamt-AG darum, auf eine Aufgabenklarheit für die im 

Arbeitspapier benannten unterschiedlichen Stellen zu achten, um so eine Verschiebung der 

Verantwortung zu vermeiden. Pflegepersonen (mit oder ohne Erlaubnispflicht nach § 44 

SGB VIII) zu einer Nachbetreuung formell verpflichten zu wollen, erscheint per se nicht 

hilfeformgerecht – hingegen könnte gut eine Einbeziehung der Pflegekinderdienste 

erwogen werden. 

 

Zu TOP 4 – Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern 

Die AGJ-Gesamt-AG teilt die im Arbeitspapier deutlich werdenden 

Qualifizierungsbestrebungen des Pflegekinderwesens. Besonders die Betrachtung des 

detailreichen Vorschlags 1 zur gesetzlichen Klarstellung des Beratungs- und 

Unterstützungsanspruchs von Pflegeeltern, der nahezu vollständig die Herausforderungen 

einer Vollzeitpflege aufzählt, illustriert erneut die bereits einführend in diese 

Vorabkommentierung benannten Bedenken zur Rechtweite der Impulswirkung von Recht. 

Im Arbeitspapier vermisst wird eine Bezugnahme auf die Ausdifferenzierung von § 37 

SGB VIII-RegE-KJSG. Wirklich sinnvoll wäre für Pflegefamilien für Kinder mit und ohne 

Behinderung, wenn ein ausdrücklicher Anspruch auf fachspezifische Begleitung durch 

einen geeigneten Pflegekinderfachdienst verankert würde. Solange das fachpolitische Ziel 

der Gesamtzuständigkeit unter dem Dach des SGB VIII noch nicht umgesetzt ist, ist 

zusätzlicher Nährboden für Zuständigkeitsstreitigkeiten unbedingt zu vermeiden, wie er sich 

hier in Vorschlag 3 andeutet (dazu näher schon unter Top 2 II). 

 

Zu TOP 5 – Heimerziehung 

I. Inklusive Heimerziehung / Beteiligung stärken 

Die AGJ hält eine strukturelle Förderung von selbstorganisierten Vertretungen im Kontext 

von Fremdunterbringung (Heimkinder-/Pflegekinderrat, Netzwerke von Care Leavern oder 

https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2018/Wer_passt_hier_nicht_zu_wem__003_.pdf
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Elternvertretungen) für hochbedeutsam. Ohne eine solche Förderung und die 

Auseinandersetzung mit der Frage, was es zu einer Befähigung zur Beteiligung braucht, 

lässt sich eine Einbeziehung der jungen Menschen als Expertinnen und Experten ihrer 

Lebensverhältnisse z. B. im Rahmen von Jugendhilfeausschüssen kaum nachhaltig 

umsetzen. 

Im Hinblick auf konkrete Regelungsmöglichkeiten ist eine bundesgesetzliche Sicherung der 

Einführung von Landesheimräten mit entsprechender Ausstattung erstrebenswert. Für die 

kommunale Ebene erscheint die Einführung einer Regelung in Orientierung an der 

Vorschrift zur Beratung, Unterstützung und Förderung der Zusammenschlüsse von 

Tagespflegepersonen (§ 23 Abs. 4 S. 3 SGB VIII) zielführend. 

Bei den Vorschlägen zu TOP 5 II 2 bis 4 (Aufnahme in § 45 Abs. 2 SGB VIII von 

Selbstvertretungsinstrumenten; gesetzliche Verpflichtung zur Einbeziehung des 

Personenkreises der Nutzenden in die Entwicklung von Beteiligungsinstrumenten; 

Verpflichtung zu Entwicklung und Evaluation von Konzepten der Elternbeteiligung) bittet die 

AGJ um eine Verdeutlichung des Bezugs zu TOP 1-3. Wie unter TOP 1 bereits dargestellt, 

wird jungen Menschen und Eltern fremduntergebrachter Kinder der Vorwurf 

entgegengebracht, gar nicht an Mitwirkung interessiert zu sein. Allein eine formale 

Verankerung einer Vielzahl von Rechten läuft leer, wenn die Befähigung zur Nutzung dieser 

Rechte nicht in den Fokus genommen wird. Die unterschiedlichen Vorgaben zur Beteiligung 

der Adressatinnen und Adressaten sind deshalb im Zusammenhang zu denken und zu 

diskutieren, um der Gefahr eines Leerlaufens durch Überregulierung zu begegnen und 

tatsächlich eine verstärkte Praxisentwicklung anzustoßen. Zu diskutieren ist, inwiefern 

gesetzliche Festlegungen auf spezifische Beteiligungsstrategien tatsächlich zielführend 

sein können – gerade wenn diese auf Zweifeln an der Umsetzung beruhen. Die Praxis zeigt 

immer wieder, dass sich einzelne Beteiligungsverfahren „abnutzen“, nicht für alle Kinder, 

Jugendliche und Familien gleichermaßen geeignet sind.  

 

II. Kooperation von öffentlichen und freien Trägern zur fachlichen Weiterentwicklung der 

Heimerziehung 

III. Fachkräfte in der Heimerziehung 

Die fachliche Weiterentwicklung der Heimerziehung wird in der Kooperation zwischen den 

öffentlichen und freien Trägern zum einen im Zusammenhang mit der Jugendhilfeplanung, 

zum anderen bei den Verhandlungen um den Abschluss von Leistungs-, Entgelt- und 

Qualitätsvereinbarungen thematisiert. Von einem Wissenschafts-Praxis-Transfer erhofft 

man sich zudem konkrete Impulse für die in diesem Bereich tätigen Fachkräfte. Obgleich 

die Anknüpfungspunkte damit sicher richtig gewählt wurden, ergibt sich für die AGJ-

Gesamt-AG bislang weder welche Umsetzungsvorstellungen mit den im Arbeitspapier 

benannten Vorschlägen verbunden sind noch welche Folgen hierbei erwartet werden 

können. 

In Anbetracht des hohen ungedeckten Fachkräftebedarfs in der Kinder- und Jugendhilfe 

sind Ausbildungs- und Fachkräfteinitiativen des Bundes im Interesse der unterschiedlichen 
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Handlungsfelder des SGB VIII außerordentlich wichtig – auch über die Heimerziehung 

hinaus (vgl. AGJ-Positionspapier 2018 „Dem wachsenden Fachkräftebedarf richtig 

begegnen! Entwicklung einer Gesamtstrategie zur Personalentwicklung mit 

verantwortungsvollem Weitblick“, unter: 

https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2018/Dem_wachsenden_Fachkr%C3%A4ftebedarf_richtig_begeg

nen.pdf). Die AGJ warnt aber trotz der notwendigen Debatte um zu verändernde 

Ausbildungs-/Studieninhalte davor, Schmalspurausbildungen und hochgradigen 

Spezialisierungen Vorschub zu leisten. 

Die AGJ begrüßt und unterstützt bereits erfolgte Anstrengungen der (Wieder-)Gewinnung, 

Qualifizierung und Bindung von Fachkräften und appelliert nachdrücklich, in diesen nicht 

nachzulassen. Ohne das entsprechende Personal können die gesetzlichen Aufgaben der 

Kinder- und Jugendhilfe nicht fachgerecht umgesetzt werden, ohne sie lassen sich 

bedarfsgerechte Angebote und Hilfen nicht realisieren, ohne sie laufen die Rechte der 

Adressatinnen und Adressaten leer. Das gilt für alle Handlungsfelder der Kinder- und 

Jugendhilfe, aber auch für die Disziplinen der Schnittstellenbereiche. Beispielhaft genannt 

sei mit Blick auf das Ziel der Inklusion die Eingliederungshilfe, sei aber auch die in der 

Praxis als drängendes Problem wahrgenommene Versorgung und Unterstützung bei 

psychischer Erkrankung der jungen Menschen oder auch ihrer Eltern. Die AGJ-Gesamt AG 

sieht an dieser Stelle jedoch keinen jugendhilferechtlichen Änderungsbedarf. Sie bittet 

darum die aufgeworfenen Detailvorschläge zu erläutern und sie in den 

Gesamtzusammenhang einer grundsätzlichen Debatte um Aus- und 

Weiterbildungsoptionen und -initiativen zu stellen. 

 

IV. Bildungsauftrag in der Heimerziehung und strukturelle und konzeptionelle 

Weiterentwicklung 

Die Stärkung des Bildungsauftrags auch im Rahmen von Fremdunterbringung ist ein 

wichtiges fachliches Anliegen, entsprechende Signale und Anstrengungen von Seiten der 

Bundesregierung sind zu begrüßen. Auch bei diesem TOP des Arbeitspapiers stellt sich 

aber wiederum die Frage, ob Rechtsetzung dabei ein wirkungsvolles Mittel ist (vgl. 

grundsätzliche Bedenken in der Einführung dieser Vorabkommentierung). Anders als nach 

den bislang im Arbeitspapier aufgenommenen Vorschlägen, sieht die AGJ-Gesamt-AG 

hierbei jedoch insbesondere Handlungsbedarf hinsichtlich der Akzeptanz und Förderung 

eines Strebens nach höheren Bildungsabschlüssen (vgl. dazu unter TOP 3). 

Hilfebeendigungen im Zusammenhang des Erreichens der Volljährigkeit dürfen 

Bildungsbiografien nicht gefährden, andernfalls wird die nachhaltige Wirkung der 

Unterstützung der jungen Menschen gefährdet. Es braucht entsprechende Strukturen, die 

es ermöglichen, Bildungswege besser in Blick zu nehmen und zu unterstützen. 

 

V. Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfestatistik 

Eine Einschätzung zu den Änderungen der Kinder- und Jugendhilfestatistik nimmt die AGJ-

Gesamt-AG nicht vor. Sie möchte lediglich anregen, neben solchen Stichtagsabfragen oder 

Erfassungen in einzelnen Jahren auch die Möglichkeit von Langzeitstudien zu prüfen. 
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Zu TOP 6 – Inobhutnahme 

I. Strukturelle Kooperation 

II. Verweildauer 

III. Unterstützung der Eltern 

IV. Beteiligung des jungen Menschen 

V. Bereitschaftspflege 

VI. Statistik und Forschung 

Die AGJ-Gesamt-AG lehnt Änderungen an der Regelung zur Inobhutnahme (§ 42 SGB VIII) 

ab. Es fehlt jede empirische Basis, dass die in der Praxis als klar, ausdifferenziert und 

ausgewogen wahrgenommene Vorschrift defizitär wäre oder Ausgangspunkt für eine 

kritisch zu beleuchtende Praxis wäre. Die Vorschläge sind wiederum zu vage, um eine 

seriöse fachliche Beurteilung zuzulassen. Ein rechtlicher Klärungsbedarf wird nicht 

gesehen. 

Hinsichtlich der Stärkung der Rechte der Adressatinnen und Adressaten soll an dieser 

Stelle nochmals auf die Ausführungen in den TOPs 1 bis 5 verwiesen werden. 

Beteiligungsrechte sind pointiert so auszugestalten, dass der Handlungsauftrag 

unmissverständlich deutlich wird – ohne jedoch durch Überregulierung ein bedarfs- und 

situationsangemessenes fachliches Handeln zu formalisieren. Übergänge sind derzeit u. a. 

dadurch erschwert, dass die Suche nach bedarfsgerechten, für den jeweiligen Einzelfall 

passgenauen Hilfen oftmals nicht schnell abgeschlossen werden kann. Es fehlen 

schlichtweg passende, noch dazu möglichst nah am bisherigen Lebensraum gelegene 

Hilfen. Im Fall einer Fremdunterbringung sind die unter TOP 2 I angesprochenen Aspekte 

der Perspektivklärung sowie Stabilität wichtig. Unter Beachtung der genuinen Bedürfnisse 

der Minderjährigen (etwa durch die Einrichtung von Geschwistergruppen vgl. TOP 2 I) muss 

ein fachlicher Rahmen gestaltet werden, der ein Aufgreifen ihrer bisher erlebten Biographie, 

die Entwicklung von Perspektiven und ein Erleben von transparent und verlässlich 

agierenden Erwachsenen möglich macht. Rechtliche Änderungen laufen nach 

Einschätzung der AGJ-Gesamt-AG hier leer. 

Abschließend sei die Frage erlaubt, warum gerade ein besonderes politisches Interesse 

offenbar an einem Ausbau von Bereitschaftspflegeplätzen besteht und spezifisch dieser 

Bereich anstelle einer breiten Initiative zur Gewinnung von Pflegefamilien erwogen wird. 

Aus fachlicher Sicht können gerade die Anforderungen während einer Kurzzeitpflege 

besonders sensibel und hochemotional sein. Inobhutnahmesituationen sind immer 

Krisenreaktionen, deshalb bestehen besonders hohe Anforderungen an Fachlichkeit und 

Kompetenz der handelnden Personen auf Seite der Kinder- und Jugendhilfe. Vor diesem 

Hintergrund bedürfen auch Pflegepersonen, die Bereitschaftspflege anbieten, einer 

besonderen Qualifikation und Unterstützung. 


